Lösungsvorschlag / Erwartungshorizont
Familienrecht · 90 Minuten · 92 Punkte
Vertretbare, rechtlich zutreffend begründete Lösungen sind entsprechend zu bewerten.
Aufgabe 1 – 15 Punkte
a) 9 P – § 1601 BGB1: Unterhaltspflicht zwischen Verwandten in gerader Linie1. § 16020,5 Abs. 10,5 BGB0,5: Helga ist bedürftig1, soweit sie sich nicht selbst unterhalten kann. § 16030,5 Abs. 10,5 BGB0,5: Unterhaltspflicht setzt Leistungsfähigkeit voraus1. Sabine ist nach dem Sachverhalt nicht bzw. nur eingeschränkt leistungsfähig1; Thomas erscheint leistungsfähig1. 
b) 4 P – Geldrente1; monatlich im Voraus1 nach § 16120,5 Abs. 10,5, 30,5 BGB0,5
c) 2 P – Verwandte in gerader Linie1, § 1601 BGB1.
Aufgabe 2 – 12 Punkte
a) 5 P – Kindschaftssachen sind die in § 151 FamFG1 bezeichneten Verfahren. Beispiele: elterliche Sorge, Umgangsrecht, Kindesherausgabe, Vormundschaft, Pflegschaft für Minderjährige sowie weitere dort genannte Angelegenheiten. = 1 P pro richtigem Beispiel
b) 5 P – Sachlich: Amtsgericht als Familiengericht1, §§ 23a0,5 Abs. 10,5 Satz 10,5 Nr. 10,5, 23b0,5 GVG0,5. Funktionell (§ 14 RPflG enthält Richtervorbehalte) Richter1 in Kindschafts- und Adoptionssachen. 
c) 2 P – Grundsätzlich kein Anwaltszwang1 in gewöhnlichen Kindschaftssachen; § 114 FamFG1. 
Aufgabe 3 – 13 Punkte
a) 5,5 P – § 16660,5 Abs. 10,5 BGB0,5: Gefahr für körperliches, geistiges oder seelisches Wohl oder Vermögen und Eltern nicht gewillt oder nicht in der Lage, die Gefahr abzuwenden2. Hier sprechen Gewalt, Vernachlässigung, mangelnde Ernährung, Schulversäumnisse und Untätigkeit der Mutter deutlich für eine Gefährdung2. 
b) 3 P – Hinweis z. B. durch Lehrkraft/Schule, Jugendamt oder andere Personen1. Ein förmlicher Antrag ist nicht erforderlich1; Kindesschutzverfahren können von Amts wegen geführt werden1.
c) 4,5 P – § 16660,5 Abs. 30,5 BGB0,5, z. B. Gebot zur Inanspruchnahme öffentlicher Hilfen, Gebot zur Sicherstellung des Schulbesuchs, Kontakt-/Aufenthaltsverbote gegenüber dem Lebensgefährten, Ersetzung von Erklärungen oder teilweise/vollständige Entziehung der Sorge.  je 1 P für drei passende Maßnahmen.
Aufgabe 4 – 10 Punkte
a) 3,5 P – § 16870,5 Abs. 10,5 BGB0,5. Angelegenheiten erheblicher Bedeutung erfordern gegenseitiges Einvernehmen1. Der Elternteil, bei dem das Kind gewöhnlich lebt, darf Angelegenheiten des täglichen Lebens allein entscheiden1. Diese kommen häufig vor und haben regelmäßig keine schwer abzuändernden Auswirkungen.
b) 6,5 P – Schwimmkurs: regelmäßig Alltagsangelegenheit, Anna darf allein entscheiden2. Wechsel der Hausärztin wegen Praxisschließung: regelmäßig Routine-/Alltagsentscheidung2; besondere medizinische Grundsatzentscheidungen wären anders zu beurteilen0,5. Schulwechsel auf weit entferntes Gymnasium mit besonderem Konzept: erhebliche Bedeutung1, daher Einvernehmen erforderlich1. Je 2 P für zutreffende Einordnung und Begründung.
Aufgabe 5 – 10 Punkte
a) 4 P – § 16660,5 Abs. 10,5, Abs. 30,5 Nr. 60,5 BGB0,5; zusätzlich Verhältnismäßigkeit0,5 nach § 1666a BGB1. .
b) 5 P – Vormundschaft ist anzuordnen und ein Vormund zu bestellen2. § 17730,5 Abs. 10,5 Nr. 10,5 BGB0,5 greift, weil Paul nicht mehr unter elterlicher Sorge steht1.
c) 1 P – Funktionelle Zuständigkeit (nach § 14 RPflG); Rechtspfleger1
Aufgabe 6 – 11 Punkte
a) 5,5 P – § 16260,5 Abs. 10,5 BGB0,5: Pflicht und Recht der Eltern1, für das minderjährige Kind zu sorgen1; Personensorge1 und Vermögenssorge1.
b) 3 P – Bei miteinander verheirateten Eltern gemeinsame Sorge kraft Gesetzes1 (§ 1626 BGB im Zusammenhang mit der Elternstellung); bei nicht miteinander verheirateten Eltern richtet sich die gemeinsame Sorge nach § 1626a BGB1, insbesondere Sorgeerklärungen, spätere Heirat oder gerichtliche Übertragung1.
c) 2,5 P – Spätestens mit Volljährigkeit1; § 16260,5 Abs. 10,5 BGB0,5 bezieht die Sorge auf das minderjährige Kind, (Volljährigkeit mit Vollendung des 18. Lebensjahres nach § 2 BGB.)
Aufgabe 7 – 21 Punkte
a) 9 P – Adoptionssache1, § 1110,5 Nr. 40,5 i. V. m. § 1860,5 FamFG0,5. Sachlich Amtsgericht – Familiengericht1, §§ 23a0,5 Abs. 10,5 Satz 10,5 Nr. 10,5, 23b0,5 GVG0,5. Örtliche Zuständigkeit nach § 1870,5 FamFG0,5. AG Schöneberg1
b) 4,5 P – § 17410,5 Abs. 20,5 BGB0,5: Ehegatten können grundsätzlich nur gemeinschaftlich annehmen1; wer nicht verheiratet ist, kann grundsätzlich nur allein annehmen1. Daher gemeinsame Annahme durch Laura und Daniel möglich1.
c) 5 P – § 1743 BGB1: grundsätzlich 25 Jahre1; bei gemeinsamer Annahme durch Ehegatten genügt 251 Jahre bei einem und 211 Jahre beim anderen. Beide erfüllen die Voraussetzung1.
d) 2,5 P – Der Beschluss, durch den die Annahme ausgesprochen wird, ist nach                      § 1970,5 Abs. 30,5 FamFG0,5 nicht anfechtbar1. 

Aufgabe 8 – Zusatzaufgabe  (1 Punkt)
Uhrzeit1

Zeitliche Einordnung
Die Klausur ist auf eine Bearbeitungszeit von 90 Minuten zugeschnitten. Richtwert: etwa 80–82 Minuten für die Bearbeitung und 8–10 Minuten für Kontrolle und Ergänzungen.
